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Das Wichtigste zum Jahreswechsel 2019/2020 
  
  
Steuerliche Gesetze und Gesetzesinitiativen der Bundesregierung 

  
• Neue Regeln bei Steuererklärungsfristen und Verspätungszuschlägen 
• Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität – Jahressteu-

ergesetz 2019 
• Steuerliche Verbesserungen zur Stärkung des Ehrenamts 
• Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 
• III. Bürokratieentlastungsgesetz tritt in Kraft 
• Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 
• Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer verabschiedet 
• Gesetzentwurf zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 

 
Für alle Steuerpflichtigen 

  
• Jobtickets seit dem 1.1.2019 wieder steuerfrei 
• Dienstwagenbesteuerung von Elektro- und Hybrid-Elektrofahrzeugen 
• Private Nutzung betrieblicher Fahrräder steuerfrei 
• Einrichtungsgegenstände bei doppelter Haushaltsführung zusätzlich absetzbar 
• Abzugsbeschränkung von Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
• Kindergeld für Volljährige in Ausbildung mit Erwerbstätigkeit 
• Rückzahlung von „weitergeleitetem“ Kindergeld 
• Steuerliche Berücksichtigung privater Schulkosten 
• Erstattung von Versicherungsbeiträgen nur auf Antrag 
• Verkäufe über eBay als gewerbliche Tätigkeit 
• Unverzügliches Nutzen des Familienheims zur Erlangung einer Erbschaftsteuerbefreiung 

  
Für Gewerbetreibende / Freiberufler 
   

• Anforderungen an Registrierkassen ab 1.1.2020 
• Mindestlohn steigt ab 2020 weiter 
• Ausstellung und Aufbewahrung von „elektronischen“ Rechnungen 
• Pkw-Überlassung auch zur privaten Nutzung an Minijobber unüblich 
• Verkaufserlös eines nur zu 25 % betrieblich genutzten Pkw 
• Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € durch Krankenvertretung 
• Änderung bei Minijobbern auf Abruf 
• Besonderheiten bei Verträgen mit nahen Angehörigen 
• Neuerung bei der Gesundheitsförderung von Arbeitnehmern 
• Schätzung von Einkünften aus Gewerbebetrieb bei ungeklärtem Geldzuwachs 
• Abgrenzung zwischen Gewerbebetrieb und selbstständiger Tätigkeit 
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• Veräußerung einer freiberuflichen Einzelpraxis nicht immer steuerlich begünstigt 
• Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstands/Gebäudes zum Unternehmen  
• Erstattungszinsen wegen unzutreffender Rechtsanwendung bei der Umsatzbesteuerung von 

Bauträgern 
• A1-Bescheinigungen für Auslandsaufenthalte elektronisch anfordern 
• EuGH verpflichtet Mitgliedstaaten zur Zeiterfassung von Arbeitnehmern 
• Neues zum Urlaubsrecht 

 
Für die GmbH und deren Geschäftsführer 
  

• Steuerliche Anerkennung von Zeitwertkonten-Modellen bei GmbH-Geschäftsführern 
• Verdeckte Gewinnausschüttung durch Beraterhonorare 
• Auswirkung von Hinzuschätzungen bei Kapitalgesellschaften 

 
Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 
 

• Weihnachts-/Betriebsfeier 
• Geschenke an Geschäftsfreunde 
• Geschenke an Arbeitnehmer 
• Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen in Anspruch 

nehmen 
• Abschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
• Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen 
• Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen - wenn sinnvoll 
• Belege weiter aufbewahren 
• Aufbewahrungsfristen 

  
 
 
 

Meine Weihnachtsgrüße verbinde ich mit einem herzlichen Dankeschön  
für Ihr Vertrauen und für Ihre Lesetreue. Ich wünsche Ihnen erholsame Feiertage  

und einen guten Start in ein glückliches neues Jahr. 
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Steuerliche Gesetze und Gesetzesinitiativen der Bundesregierung 
 
Neue Regeln bei Steuererklärungsfristen und Verspätungszuschlägen 
 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens (StModernG) wurden neue 
Regeln bei den Steuererklärungsfristen und der Erhebung von Verspätungszuschlägen festge-
legt. 
  
• Steuererklärungsfristen: Während nach den alten „Fristenerlassen“ eine Fristverlänge-

rung über den 31. Dezember des Folgejahres nur aufgrund begründeter Einzelanträge mög-
lich ist, können die von der Regelung erfassten Steuererklärungen nunmehr vorbehaltlich 
einer „Vorabanforderung“ oder einer „Kontingentierung“ bis zum 28. Februar des Zweit-
folgejahres abgegeben werden. Für nicht steuerlich beratene Steuerpflichtige wurde die 
Frist zur Abgabe der Steuererklärung von Ende Mai auf Ende Juli des Folgejahres verlängert.   

 
Bitte beachten Sie! Die neuen Regelungen sind erstmals für Besteuerungszeiträume, die 
nach dem 31.12.2017 beginnen, und Besteuerungszeitpunkte, die nach dem 31.12.2017 
liegen, anzuwenden.  Das betrifft also die Steuererklärungen 2018. 

 
• Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die Finanzbehörde muss – mit wenigen Aus-

nahmen – von Gesetzes wegen bei verspäteter Abgabe der Steuererklärungen einen Ver-
spätungszuschlag erheben. Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden angefangenen Mo-
nat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der um die Vorauszahlungen verminderten fest-
gesetzten Steuer – mindestens jedoch 25 € für jeden angefangenen Monat. Die Neuregelung 
ist erstmals für Steuererklärungen anzuwenden, die nach dem 31.12.2018 einzureichen 
sind. 

 
 
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobili-
tät - Jahressteuergesetz 2019 
 
Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften sind u. a. folgende Maßnahmen vorgesehen:  
 
• Eine Sonderabschreibung für rein elektrische Lieferfahrzeuge in Höhe von 50 % im Jahr der 

Anschaffung zusätzlich zur regulären Abschreibung. Die Sonderabschreibung ist für Fahr-
zeuge bis maximal 7,5 Tonnen und auch schwere Nutzfahrzeuge mit Elektroantrieb geplant 
und soll auf 10 Jahre bis Ende 2030 befristet werden, 

• eine neue Pauschalbesteuerung bei Jobtickets in Höhe von 25 % ohne Anrechnung auf die 
Entfernungspauschale, 

• die Verlängerung der Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteue-
rung bei privater Nutzung eines betrieblichen Elektrofahrzeugs oder extern aufladbaren Hyb-
ridelektrofahrzeugs, 

• die Verlängerung der Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elekt-
rische Aufladen eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs im Betrieb des Arbeit-
gebers und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung. 
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Darüber hinaus sind folgende Maßnahmen geplant: 
 
• Einführung eines Pauschbetrags für Berufskraftfahrer in Höhe von 8 € pro Tag, 
• Anhebung der Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen von zzt. 12 € bzw. 24 € auf 

14 € bzw. 28 €, 
• Reduzierung der Entgeltlichkeitsgrenze bei verbilligter Vermietung von 66 % auf 50 %, 
• Einkommensteuerbefreiung von Sachleistungen im Rahmen alternativer Wohnformen (z. B. 

„Wohnen für Hilfe“), 
• Einführung eines Bewertungsabschlags bei Mitarbeiterwohnungen, 
• Einführung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für E-Books, 
• kein Sofortabzug von Fondsetablierungskosten bei modellhafter Gestaltung eines geschlos-

senen gewerblichen Fonds. 
 
Ferner erfolgen Maßnahmen zur Gestaltungsbekämpfung sowie zwingend notwendige Anpas-
sungen an das EU-Recht und an Rechtsprechung des EuGH. Dazu gehören u. a.:  
 
• Direktlieferung bei Lieferung in ein Konsignationslager, 
• Reihengeschäfte und innergemeinschaftliche Lieferungen, 
• Umsetzung des EuGH-Urteils zur Margenbesteuerung bei Reiseleistungen, 
• Qualifikation von Verlusten durch Ausfall einer Kapitalforderung oder die Ausbuchung einer 

Aktie als steuerlich unbeachtlichen Vorgang. 
 
Zudem wird weiteren fachlich gebotenem Regelungsbedarf im Steuerrecht nachgekommen, 
über den wir Sie nach Vorhandensein detaillierterer Informationen unterrichten. 
 
 
Steuerliche Verbesserungen zur Stärkung des Ehrenamts 
 
Das Niedersächsische Finanzministerium hat Änderungen zur Stärkung des Ehrenamtes be-
kannt gegeben, die in das sog. Jahressteuergesetz 2019 einfließen sollen.  
 
Danach soll die Übungsleiterpauschale von zzt. 2.400 € auf 3.000 € ansteigen. Diese betrifft 
diejenigen, welche als Übungsleiter, Betreuer, Ausbilder, Erzieher o. Ä. tätig sind. Wer sich 
ehrenamtlich engagiert und dafür eine Vergütung oder Entschädigung erhält, kann eine Eh-
renamtspauschale in Höhe von 840 € anstelle von 720 € im Jahr ansetzen, z. B. für Tätigkeiten 
in kulturellen Einrichtungen oder Sportvereinen, soweit es sich dabei nicht um Übungsleitertä-
tigkeiten handelt. 
 
Bei Spenden bis zu einem Betrag von 300 € (zuvor 200 €) reicht ein vereinfachter Spenden-
nachweis wie z. B. eine Buchungsbestätigung, soweit alle notwendigen Informationen daraus 
ersichtlich sind. Selbiges gilt auch bei Spenden in Katastrophenfällen. 
 
Ein Verein, der wie ein normaler Gewerbebetrieb am Wirtschaftsleben teilnimmt, hat Körper-
schaft- und Gewerbesteuer zu zahlen. Allerdings besteht für die wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebe eine Einnahmen-Freigrenze von 35.000 €, welche jetzt auf 45.000 € angehoben werden 
soll.  
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Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 
 
Ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, Förderung, gesetzlichen Standards und An-
forderungen sowie einer Bepreisung von Treibhausgasen soll dazu beitragen die vorgegebenen 
Klimaschutzziele zu erreichen. Dazu sind auch steuerliche Maßnahmen geplant, die die Lenk-
wirkung zur Zieleerreichung verstärken soll. Dazu gehören u. a.: 
 
• Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021 für Fernpendler ab dem 21sten km auf 0,35 

€, befristet bis zum 31.12.2026. 
• Einführung einer Mobilitätsprämie auf Antrag in Höhe von 14 % der erhöhten Pendlerpau-

schale für Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes Einkommen unter dem Grundfreibetrag 
liegt. 

• Technologieoffene steuerliche Förderung energetischer Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 
2020. Durch einen Abzug von der Steuerschuld soll gewährleistet werden, dass Gebäude-
besitzer aller Einkommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme profitieren. Gefördert 
werden Einzelmaßnahmen wie der Einbau neuer Fenster oder die Dämmung von Dächern 
und Außenwänden.  Demnach können Steuerpflichtige, die z. B. alte Fenster durch moderne 
Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre Steuerschuld – verteilt über 3 Jahre – um 20 % der 
Kosten mindern. 

• Verlängerung der Dienstwagenregelung für die Nutzung eines batterieelektrischen Fahrzeu-
ges oder eines Plug-in-Hybrid-Fahrzeuges bis 2030. Die Dienstwagensteuer soll zukünftig 
darüber hinaus für reine Elektrofahrzeuge bis zu einem Preis von 40.000 € von 0,5 % auf 
0,25 % abgesenkt werden. Zudem wird die Kfz-Steuerbefreiung bis zum 31.12.2025 verlän-
gert. Die auf 10 Jahre befristete Dauer der Steuerbefreiung wird bis 31.12.2030 begrenzt. 

• Verlängerung der Kaufprämie ab 2021 für Pkw mit Elektro-, Hybrid- und Wasserstoff-/Brenn-
stoffzellenantrieb bis Ende 2025 und Anhebung der Prämie für Autos unter 40.000 € von 
4.000 € auf 6.000 € für rein elektrisch betriebene Pkw und von 3.000 € auf 4.500 € für sog. 
Plug-in-Hybride. Reine E-Autos mit einem Listenpreis über 40.000 € sollen künftig mit 5.000 
€ und Plug-in-Hybride mit 4.000 € bezuschusst werden. Pkws, die mehr als 65.000 € kosten, 
werden nicht gefördert. 

• Stärkere Ausrichtung der Kfz-Steuer an den CO2-Emissionen bei Neuwagenzulassungen ab 
1.1.2021. 

• Erhöhung der Luftverkehrsabgabe zum 1.4.2020 und Reduzierung der Mehrwertsteuer auf 
Bahnfahrkarten im Fernverkehr von 19 % auf 7 %. 

 
Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große Anzahl an Regelungen zur Verbesserung 
des Klimaschutzes wie z. B. die Einführung eines Emissionshandels, eine Bundesförderung für 
effiziente Gebäude, eine Austauschprämie mit einem Förderanteil von 40 % für ein neues, 
effizienteres Heizsystem, die Senkung der Stromkosten u. v. m. vorgesehen. 
 
 
III. Bürokratieentlastungsgesetz tritt in Kraft 
 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt Bürokratie abzubauen und so die Wirtschaft 
dadurch auch finanziell zu entlasten. Dafür sind im Bürokratieentlastungsgesetz III, das am 
8.11.2019 vom Bundesrat gebilligt wurde, auch verschiedene steuerliche Maßnahmen 
vorgesehen. Dazu zählen: 
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Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann – unter bestimmten Voraussetzungen – bis 
zu 500 € im Jahr steuerfrei leisten, um die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit seiner Beschäftigten 
durch betriebsinterne Maßnahmen der Gesundheitsförderung oder entsprechende Barleistun-
gen für Maßnahmen externer Anbieter zu erhalten. Dieser Betrag wird auf 600 € je Arbeitneh-
mer im Kalenderjahr angehoben. 
 
Kurzfristige Beschäftigung: Zzt. ist eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 25 % bei kurz-
fristig Beschäftigten zulässig, wenn der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag 72 € nicht 
übersteigt. Dieser Höchstbetrag wird auf 120 € angehoben und der pauschalierungsfähige 
durchschnittliche Stundenlohn von 12 € auf 15 € erhöht. 
 
Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die Beiträge für eine Gruppenunfallver-
sicherung mit einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuerliche Durchschnitts-
betrag ohne Versicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Betrag erhöht 
sich auf 100 € im Jahr. 
 
Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wird von inländischen Unternehmern derzeit 
nicht erhoben, wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze von 17.500 € nicht 
überstiegen hat und 50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen 
wird. Die Anhebung auf 22.000 € soll die seit der letzten Anpassung erfolgte allgemeine Preis-
entwicklung berücksichtigen. 
 
Existenzgründer: Die besondere Regelung, durch die Unternehmen im Jahr der Gründung 
und im Folgejahr verpflichtet werden, die Umsatzsteuer-Voranmeldung monatlich abzugeben, 
wird bis 2026 ausgesetzt.  
 
Zu den weiteren Maßnahmen gehören u. a. die Einführung der elektronischen Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung, Erleichterungen bei der Archivierung von elektronisch gespeicherten Steu-
erunterlagen, die Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe etc. 
 
 
Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 
 
Zur Stärkung des Unternehmensstandorts Deutschland will die Bundesregierung durch eine – 
in einem eigenständigem Gesetz geregelte – steuerliche Forschungsförderung (Forschungszu-
lage) erreichen, dass vorrangig die kleinen und mittleren Unternehmen vermehrt in eigene 
Forschung und Entwicklungstätigkeiten investieren.  
 
Zu den begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gehören nach dem Entwurf Vor-
haben, soweit sie einer oder mehreren der Kategorien Grundlagenforschung, industrielle For-
schung oder experimentelle Entwicklung zuzuordnen sind.  
 
Förderfähige Aufwendungen sollen die beim Anspruchsberechtigten dem Lohnsteuerabzug un-
terliegenden Arbeitslöhne für Arbeitnehmer sein, soweit diese mit Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeiten in begünstigten Vorhaben betraut sind.  
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Dazu gehören auch solche aufgrund eines zwischen einer Kapitalgesellschaft und einem Ge-
sellschafter oder Anteilseigner abgeschlossenen Anstellungsvertrags, der die Voraussetzungen 
für den Lohnsteuerabzug des Arbeitslohns erfüllt. Förderfähige Aufwendungen sollen auch Ei-
genleistungen eines Einzelunternehmers in einem begünstigten Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben sein. Je nachgewiesener Arbeitsstunde, die der Einzelunternehmer mit Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeiten beschäftigt ist, können dem Entwurf zufolge 30 € je Arbeitsstunde 
bei insgesamt maximal 40 Arbeitsstunden pro Woche als förderfähige Aufwendungen ange-
setzt werden. 
 
Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen Aufwendungen, 
maximal 2 Mio. €. Die Forschungszulage soll 25 % der Bemessungsgrundlage betragen und 
wird auf Antrag beim zuständigen Finanzamt gewährt. Der Antrag ist nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahres zu stellen, in dem die förderfähigen Aufwendungen vom Arbeitnehmer bezogen 
worden oder entstanden sind. 
 
Das Gesetz soll am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten.  Dem 
Gesetzentwurf müssen noch Bundestag und Bundesrat zustimmen. 
 
 
Gesetzespaket zur Reform der Grundsteuer verabschiedet 
 
Die Bundesregierung hat sich bei der Reform der Grundsteuer auf ein Gesetzespaket geeinigt, 
das den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gerecht werden soll. Der Bundestag hat am 
18.10.2019 das Gesetzespaket verabschiedet. Der Bundesrat stimmte dem Gesetz am 
8.11.2019 zu. 
 
Die Praxis, wonach die Grundsteuer für Häuser und unbebaute Grundstücke anhand von (über-
holten) Einheitswerten berechnet wird, hat das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2018 als 
verfassungswidrig erklärt und eine Neuregelung bis Ende 2019 gefordert. Hauptkritikpunkt 
war, dass die zugrunde gelegten Werte die tatsächliche Wertentwicklung nicht mehr in ausrei-
chendem Maße widerspiegeln. 
 
Bei der Neuregelung bleibt zunächst das heutige dreistufige Verfahren – Bewertung, Steuer-
messbetrag, kommunaler Hebesatz – erhalten. Erstmals ab 1.1.2022 erfolgt die Bewertung der 
Grundstücke nach neuem Recht. 
 
• Bei der Ermittlung der Grundsteuer für Wohngrundstücke sollen fünf Parameter auf die 

Berechnung Einfluss haben: Grundstücksfläche, Bodenrichtwert, Immobilienart, Alter des 
Gebäudes, Mietniveaustufe.  

• Anders als bei Wohngrundstücken wird sich bei Gewerbegrundstücken die Grundsteuer 
am vereinfachten Sachwertverfahren orientieren, das für die Wertermittlung auf die ge-
wöhnlichen Herstellungskosten für die jeweilige Gebäudeart und den Bodenrichtwert ab-
stellt. Hier werden zahlreiche bisher erforderliche Kriterien, wie z. B. Höhe des Gebäudes, 
Heizungsart, Art der Verglasung der Fenster usw. entfallen. 

• Bei der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) bleibt 
es beim Ertragswertverfahren, das jedoch vereinfacht und typisiert wird. 
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• Die sog. „Grundsteuer C“, für die die Gemeinden für unbebaute, aber baureife Grund-
stücke einen erhöhten Hebe-satz festlegen können, soll dabei helfen, Wohnraumbedarf 
künftig schneller zu decken. 

• Die heutigen Steuermesszahlen werden so abgesenkt, dass die Reform aufkommensneutral 
ausfällt. 

 
Die Bundesländer können über eine sog. „Öffnungsklausel“ bis zum 31.12.2024 vom Bundes-
recht abweichende Regelungen vorbereiten. Dazu kündigten einzelne Länder an, ein sog. wert-
unabhängiges Modell für ihre Gemeinden vorsehen zu wollen. Dieses Modell setzt an der Fläche 
der Grundstücke und der vorhandenen Gebäude an. Die Werte der Grundstücke und der Ge-
bäude bleiben dabei unberücksichtigt. Im Ergebnis kann das Flächenmodell dazu führen, dass 
für Immobilien, die zwar ähnliche Flächen aufweisen, sich im Wert aber deutlich unterscheiden, 
ähnliche Grundsteuerzahlungen fällig werden.  
 
Die neuen Regelungen zur Grundsteuer - entweder bundesgesetzlich oder landesgesetzlich - 
gelten dann ab 1.1.2025. 
 
 
Gesetzentwurf zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 
 
Der Solidaritätszuschlag (Soli-Zuschlag) ist eine Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und zur 
Körperschaftsteuer, die dem Bund zusteht. Er wurde durch das Gesetz zur Umsetzung des 
Föderalen Konsolidierungsprogramms im Rahmen der Wiedervereinigung ab dem Veranla-
gungszeitraum 1995 eingeführt. 
 
Nunmehr soll die im Koalitionsvertrag vereinbarte Abschaffung des Soli-Zuschlags gesetzlich 
definiert und der Soli in einem ersten Schritt – ab 2021 – zugunsten niedriger und mittlerer 
Einkommen schrittweise zurückgeführt werden.  
 
Bei der Einführung des Solidaritätszuschlags wurde für einkommensteuerpflichtige Personen 
eine Freigrenze festgelegt. Nach geltendem Recht wird der Zuschlag nur erhoben, wenn die 
tarifliche Einkommensteuer den Betrag von 972 €/1.944 € (Einzel-/Zusammenveranlagung) 
übersteigt. Diese Freigrenze wird nunmehr auf 16.956 €/33.912 € angehoben. Damit sollen 
laut Gesetzesbegründung rund 90 % der Steuerpflichtigen  nicht mehr mit Solidaritätszuschlag 
belastet werden. Die Höhe des Soli-Zuschlags bleibt bei 5,5 % nach Überschreiten der Frei-
grenze. Eine sog. Milderungszone soll einen Belastungssprung vermeiden. 
 
Anmerkung: In der Fachliteratur werden Stimmen laut, die die derzeitige Regelung sowie 
auch die Gesetzesinitiative als nicht grundgesetzkonform einstufen. Am Tag der Drucklegung 
dieses Schreibens war das Gesetz noch nicht verabschiedet. 
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Für alle Steuerpflichtigen 
 
Jobtickets seit dem 1.1.2019 wieder steuerfrei 
 
Zum 1.1.2019 erfolgte die Wiedereinführung der Steuerbegünstigung von Zuschüssen und 
Sachbezügen zu den Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im 
Linienverkehr der Arbeitnehmer zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte durch den Ar-
beitgeber – sog. Jobtickets.  
 
Arbeitgeberzuschüsse zum Jobticket müssen ab diesem Datum nicht mehr als geldwerter Vor-
teil versteuert werden. Voraussetzung: Sie werden zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt. Somit können Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 44-€-Grenze für geldwerte 
Vorteile anderweitig ausschöpfen. 
 
Zudem wird die Steuerbegünstigung auf private Fahrten im öffentlichen Personen-
nahverkehr erweitert. Die Steuerfreiheit für Jobtickets gilt sowohl für Barzuschüsse als auch 
für Sachleistungen, die Arbeitgeber gewähren. Die steuerfreien Leistungen werden aber auf 
die Entfernungspauschale angerechnet. 
 
Jobticket auch für Minijobber: Die Regelung zu den Jobtickets gilt auch für Minijobber. 
 
Beispiel: Ein Minijobber verdient monatlich bereits 450 €. Eine Gehaltserhöhung würde die 
450-€-Grenze überschreiten und den „Minijob“ gefährden. Der Arbeitgeber entschließt sich 
dafür, seinem Minijobber für die Fahrten zur Arbeit einen Zuschuss in Form eines sog. Jobti-
ckets in Höhe von 50 € zu gewähren.  
 
Vorteil: Die Beschäftigung bleibt weiterhin ein Minijob, da es sich bei dem Jobticket um einen 
lohnsteuer- und sozialversicherungsfreien Sachbezug handelt.  
 
Anmerkung: Aufwendungen für ein Jobticket blieben bisher als Sachbezug nur bis zu einer 
Freigrenze von monatlich 44 € steuer- und sozialversicherungsfrei. Darüber hinaus bestand die 
Möglichkeit, steuerpflichtige Beträge pauschal zu versteuern. Mit der neuen Regelung kann der 
Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern weitere „Gehaltsvorteile“ zukommen lassen, ohne die 450-
€-Grenze zu überschreiten oder Pauschalsteuer zu bezahlen. 
 
 
Dienstwagenbesteuerung von Elektro- und Hybrid-Elektrofahrzeugen 
 
Nutzen Steuerpflichtige ein betriebliches Kraftfahrzeug auch für private Zwecke, müssen sie 
diesen Nutzungsvorteil als Entnahme oder geldwerten Vorteil versteuern. Die Höhe dieses Vor-
teils wird mit der sog. Listenpreisregelung ermittelt und beträgt grundsätzlich 1 % des inlän-
dischen Bruttolistenpreises des Kraftfahrzeugs im Zeitpunkt der Erstzulassung für jeden Monat 
der Nutzung/Nutzungsmöglichkeit. 
 
Durch die Neuregelungen des Gesetzes zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Han-
del mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften wird bei Elektro- 
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und extern aufladbaren Hybrid-Elektrofahrzeugen der Vorteil aus der Nutzung solcher Fahr-
zeuge nur noch zur Hälfte besteuert. Das gilt für Hybrid-Elektrokraftfahrzeuge nur dann, wenn 
diese eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer haben oder 
deren rein elektrische Reichweite mindestens 40 Kilometer beträgt. Führt der Steuerpflichtige 
ein Fahrtenbuch, werden die Aufwendungen, die auf die Anschaffung entfallen (z. B. Abschrei-
bungen oder Leasingraten), bei der Ermittlung der Gesamtkosten nur zur Hälfte berücksichtigt.  
 
Anmerkung: Der Anreiz wird für Fahrzeuge gewährt, die im Zeitraum vom 1.1.2019 bis 
zum 31.12.2021 angeschafft, geleast oder erstmalig zur privaten Nutzung überlassen wer-
den. Das JStG 2019 sieht eine Verlängerung über 2021 hinaus vor. Für Fahrzeuge, die davor 
oder danach angeschafft oder geleast werden, gilt der bisherige Nachteilsausgleich (z. B. Ab-
zug der Batteriekosten vom Bruttopreis) weiter.  
 
 
Private Nutzung betrieblicher Fahrräder steuerfrei 
 
Das Einkommensteuergesetz stellt diese Nutzung seit dem 1.1.2019 steuerfrei. Die Steu-
erbefreiung ist auf drei Jahre befristet. Sie ist letztmals für den Veranlagungszeitraum 2021 
anzuwenden sowie beim Steuerabzug vom Arbeitslohn auf Vorteile, die in einem vor dem 
1.1.2022 endenden Lohnzahlungszeitraum oder als sonstige Bezüge vor dem 1.1.2022 zuge-
wendet werden. Der Anschaffungszeitpunkt für das betriebliche Fahrrad ist unerheblich. Ent-
scheidend ist allein die Überlassung im Begünstigungszeitraum.  
 
Es wird die „Überlassung“ (auch zur privaten Nutzung) „eines“ Fahrrads an den Arbeitnehmer 
durch den Arbeitgeber gefördert. Die „Übereignung“ eines Fahrrads durch den Arbeitgeber ist 
weiterhin in Höhe des geldwerten Vorteils steuerpflichtig.  
 
Voraussetzung der Steuerbefreiung ist jedoch, dass die Vorteile zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. Gehaltsumwandlungen will der 
Gesetzgeber demnach nicht fördern. 
 
Diese neue Steuerbefreiung gilt nicht für solche Elektrofahrräder, die verkehrsrechtlich als 
Kraftfahrzeug einzuordnen sind (wie z. B. Elektrofahrräder, deren Motor auch Geschwindigkei-
ten über 25 km/h unterstützt). Für diese gelten die Regelungen der Dienstwagenbesteuerung - 
also bei Elektrofahrrädern die neue eingeführte 0,5-%-Regelung. 
 
Beim Unternehmer ist die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads nicht als private Nut-
zungsentnahme zu erfassen.  
 
 
Einrichtungsgegenstände bei doppelter Haushaltsführung zusätzlich absetzbar 
 
Nicht selten müssen Steuerpflichtige aus beruflichen Gründen eine sog. „doppelte Haushalts-
führung“ gründen, wenn sie in einem anderen Ort als dem Wohnort arbeiten. Eine doppelte 
Haushaltsführung liegt vor, wenn sie außerhalb des Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen 
eigenen Hausstand unterhalten und auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnen.   
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Zu den notwendigen Mehraufwendungen, die als Werbungskosten oder Betriebsausgaben be-
rücksichtigt werden können, zählen insbesondere Aufwendungen für wöchentliche Familien-
heimfahrten, (zeitlich befristete) Verpflegungsmehraufwendungen und die notwendigen Kos-
ten der Unterkunft am Beschäftigungsort.  
 
Als Unterkunftskosten können im Inland die tatsächlichen Aufwendungen für die Nutzung der 
Unterkunft angesetzt werden, höchstens jedoch 1.000 € im Monat. 
 
Mit seiner Entscheidung vom 4.4.2019 stellt der Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass von der 
Deckelung auf 1.000 € aber Aufwendungen für Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände 
nicht umfasst sind, da diese nur für deren Nutzung und nicht für die Nutzung der Unterkunft 
getätigt werden. Die Nutzung der Einrichtungsgegenstände ist nicht mit der Nutzung der Un-
terkunft als solcher gleichzusetzen. Derartige Aufwendungen sind daher – soweit sie notwendig 
sind – ohne Begrenzung der Höhe nach abzugsfähig.  
  
Anmerkung: Mit diesem steuerzahlerfreundlichen Urteil stellt sich der BFH gegen die Auffas-
sung der Finanzverwaltung.  
 
 
Abzugsbeschränkung von Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung können als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten steuerlich angesetzt werden, wenn für die betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die Höhe der abzieh-
baren Aufwendungen ist dann gesetzlich auf 1.250 € begrenzt. Die Beschränkung  gilt nicht, 
wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betäti-
gung bildet. 
 
Entsprechend können für das Arbeitszimmer die anfallenden Kosten wie Schuldzinsen, Gebäu-
deabschreibung, Müllabfuhrgebühren oder Stromkosten anteilig angesetzt werden. Der Anteil 
berechnet sich nach der Fläche des Arbeitszimmers im Verhältnis zur übrigen Wohnfläche. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) schränkt nunmehr mit Urteil vom 14.5.2019 die Kosten, die als 
Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer angesetzt werden können, ein. Im entschie-
denen Fall renovierte ein Steuerpflichtiger das Badezimmer und den Flur umfassend. Die dabei 
entstandenen Kosten setzte er in der Gewinnermittlung anteilig für das Arbeitszimmer an; sie 
wurden jedoch vom Finanzamt nicht berücksichtigt. Diese Ansicht spiegelt sich auch in der 
Entscheidung des BFH wider.  
 
Grundsätzlich dürfen Renovierungsarbeiten zwar anteilig für das Arbeitszimmer berücksichtigt 
werden, aber nur, wenn diese auf das gesamte Haus bzw. die gesamte Wohnfläche entfallen. 
Bei dem Steuerpflichtigen wurden jedoch Räume renoviert, welche fast nur der privaten Nut-
zung dienen.  
 
Anmerkung: Der BFH verwies das Urteil an die Vorinstanz zurück, weil im entschiedenen Fall 
auch noch Kosten für Arbeiten an Rollläden des Hauses anfielen, die von ihm nicht zugeordnet 
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werden konnten. Werden diese nur in einem fast ausschließlich privat genutzten Raum mon-
tiert, so ist auch hier ein Abzug im Rahmen der Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer 
nicht möglich.  
 
 
Kindergeld für Volljährige in Ausbildung mit Erwerbstätigkeit 
 
Ein Anspruch auf Kindergeld für ein Kind, das das 18. aber noch nicht das 25. Lebensjahr 
vollendet hat, besteht dann, wenn dieses für einen Beruf ausgebildet wird. Nach Abschluss 
einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird ein Kind nur berücksichtigt, 
wenn es keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu 20 Stunden regel-
mäßiger wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein geringfügiges Be-
schäftigungsverhältnis sind hingegen unschädlich. 
 
Haben volljährige Kindern bereits einen ersten Abschluss in einem öffentlich-rechtlich geord-
neten Ausbildungsgang erlangt, setzt der Kindergeldanspruch voraus, dass der weitere Ausbil-
dungsgang noch Teil einer einheitlichen Erstausbildung ist und die Ausbildung die hauptsäch-
liche Tätigkeit des Kindes bildet.  
 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 11.12.2018 besteht hingegen kein 
Anspruch auf Kindergeld, wenn von einer berufsbegleitenden Weiterbildung auszugehen ist. 
Hier steht bereits die Berufstätigkeit im Vordergrund und der weitere Ausbildungsgang wird 
nur neben dieser durchgeführt. 
 
Anmerkung: Ein Indiz für eine berufsbegleitende Weiterbildung stellt die Tatsache dar, dass 
das Arbeitsverhältnis zeitlich unbefristet oder auf mehr als 26 Wochen befristet abgeschlossen 
wird und auf eine vollzeitige oder nahezu vollzeitige Beschäftigung gerichtet ist. Auch der Um-
stand, dass das Arbeitsverhältnis den erlangten ersten Abschluss erfordert, kann auf eine Wei-
terbildung im bereits aufgenommenen Beruf hinweisen. Mitentscheidend ist auch, ob sich die 
Durchführung des Ausbildungsgangs an den Erfordernissen der Berufstätigkeit orientiert (z. B. 
Abend- oder Wochenendunterricht).  
 
 
Rückzahlung von „weitergeleitetem“ Kindergeld 
 
Kindergeld wird i. d. R. an die Person ausbezahlt, die das Kind in seinem Haushalt aufgenom-
men hat. Lebt das Kind nicht in dem Haushalt eines Elternteils, erhält das Kindergeld derjenige, 
der dem Kind laufend den höheren Barunterhalt zahlt. Wird dem Kind von beiden Elternteilen 
kein Barunterhalt oder Barunterhalt in gleicher  Höhe bezahlt, können die Eltern bestimmen, 
wer von ihnen das Kindergeld erhalten soll. 
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz (FG) vom 13.6.2019 zu diesem 
Sachverhalt muss ein Elternteil zu unrecht gezahltes Kindergeld auch dann an die Familien-
kasse zurückerstatten, wenn es nicht an ihn, sondern auf seine Anweisung auf ein Konto des 
anderen Elternteils ausgezahlt wurde, auf das er keinen Zugriff hat. 
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Im entschiedenen Fall wurde für den Sohn Kindergeld festgesetzt und auf das vom Vater im 
Kindergeldantrag angegebene Konto seiner nunmehr von ihm getrennt lebenden Ehefrau aus-
gezahlt. Der Sohn verstarb,  sodass die Familienkasse den Vater aufforderte, das nach dem 
Tode des Kindes bereits gezahlte Kindergeld zu erstatten. 
 
Das FG entschied zuungunsten des Vaters. Danach hat die Familienkasse nur aufgrund seiner 
Zahlungsanweisung an die Ehefrau gezahlt. Deshalb ist nicht die Ehefrau, sondern er Empfän-
ger der Leistung gewesen und hat nun das zu unrecht gezahlte Kindergeld zurückzuerstatten. 
 
Bitte beachten Sie! Die Familienkassen können strafrechtliche Ermittlungsverfahren einlei-
ten, wenn sie den Verdacht haben, dass eine Überzahlung von Kindergeld vorliegt. 
 
 
Steuerliche Berücksichtigung privater Schulkosten 
 
Circa 10 % aller Schüler in Deutschland besuchen zzt. eine private Schule. Eltern haben die 
Möglichkeit die entstandenen Aufwendungen als Sonderausgaben geltend zu machen. Abzugs-
fähig sind 30 %, maximal jedoch 5.000 € pro Jahr, der angefallenen Schulgeldzahlungen (bis 
zu 16.666 €).  
 
Nicht unter den Sonderausgabenabzug fallen hingegen Gebühren für Hoch- oder Fachhoch-
schulen und Nachhilfeunterricht und werden daher auch steuerlich nicht berücksichtigt. Eine 
freiwillige Zahlung an eine begünstigte, gemeinnützige Einrichtung kann mit Vorlage einer 
Spendenbescheinigung steuerlich als Spende anerkannt werden. 
 
Anmerkung: Zwingende Voraussetzungen für den Abzug sind, dass für das Kind noch An-
spruch auf Kindergeld/Kinderfreibetrag besteht und ein allgemeinbildender oder berufsbilden-
der Schul-, Jahrgangs- oder Berufsabschluss angestrebt wird. Das gilt auch für besuchte Schu-
len in der EU, wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
 
Erstattung von Versicherungsbeiträgen nur auf Antrag 
 
Durch Verschiebung des Renteneintrittsalters und das Flexirentengesetz kommt es immer häu-
figer vor, dass Versorgungsbezüge (Rente, BAV-Rente, Einmalbetrag aus der BAV) neben ak-
tivem Erwerbseinkommen (Arbeitslohn, selbstständige Erwerbstätigkeit) bezogen werden. Für 
gesetzlich Versicherte kann es in diesen Fällen dazu kommen, dass mehr Beiträge an die Kran-
kenkasse abgeführt werden, als dem Höchstbeitrag gemäß der Beitragsbemessungsgrenze 
entsprechen.  
 
Die Krankenkassen erstatten den zu viel gezahlten Beitrag (nur) auf Antrag an den Versicher-
ten. Der Antrag ist an die Krankenkasse zu richten, die den Beitrag eingenommen hat, auch 
wenn in der Zwischenzeit ein Wechsel der Krankenkasse erfolgt ist. 
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Bitte beachten Sie: Ohne Antrag keine Erstattung! Die Erstattung erfolgt nicht automatisch, 
da die Beiträge bei der Krankenkasse an verschiedenen Stellen eingenommen und nicht zu-
sammengeführt werden. Der Erstattungsanspruch verjährt vier Jahre nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die Beiträge fällig waren. 
 
 
Verkäufe über eBay als gewerbliche Tätigkeit 
 
Nachhaltige Verkäufe durch Auktionen bei eBay mit hohen Einnahmen können als gewerbliche 
Tätigkeit qualifiziert werden. Entsprechend unterliegen Gewinne, die aus dem Verkauf erzielt 
wurden, dem Grunde nach der Einkommensteuer, der Umsatzsteuer und der Gewerbesteuer. 
 
Das Hessische Finanzgericht (FG) musste in einem Fall aus der Praxis entscheiden, in dem eine 
Steuerpflichtige beim Stöbern bei Haushaltsauflösungen kostengünstig diverse Gegenstände 
eingekauft und diese nachfolgend auf der Internetplattform eBay in Form von Versteigerungen 
zum Verkauf anbot. Dabei erzielte sie nach Erkenntnissen einer Steuerfahndungsprüfung in-
nerhalb von vier Jahren Einnahmen zwischen 40.000 und 90.000 € im Jahr. 
 
Nach Auffassung des FG verwaltete und veräußerte die Steuerpflichtige mit den Verkäufen 
durch Auktionen bei eBay nicht privates Vermögen und übte nicht lediglich eine Hobbytätigkeit 
aus, sondern entfaltete eine wirtschaftliche, d. h. nachhaltige gewerbliche Tätigkeit, weil sie  
dabei wie ein gewerblicher Händler aufgetreten ist.  
 
Anmerkung: Nachdem die Rechtsprechung in vergleichbaren Fällen jedoch den Ansatz von 
Betriebsausgaben in einer Spanne von 40 % bzw. 80 % des Nettoumsatzes für angemessen 
befunden hat, hält das FG im entschiedenen Fall die Schätzung von Betriebsausgaben i. H. v. 
60 % des Nettoumsatzes für gerechtfertigt. Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelas-
sen. 
 
 
Unverzügliches Nutzen des Familienheims zur Erlangung einer Erbschaftsteuerbe-
freiung  
 
Maßgebend für die Ermittlung der Erbschaftsteuer ist der Wert des vererbten Vermögens ab-
züglich der vererbten Nachlassverbindlichkeiten. Das Erben eines sog. Familienheims ist unter 
weiteren Voraussetzungen steuerfrei. 
 
Dafür muss es z. B. vom Erblasser direkt entweder auf den Ehegatten bzw. den (eingetrage-
nen) Lebenspartner oder auf die Kinder übergehen. Beim Erbfall an die Kinder ist eine Steuer-
befreiung nur gegeben, soweit die Wohnfläche 200 qm nicht überschreitet. Der darüber hin-
ausgehende Flächenbetrag unterfällt der Steuerpflicht. Außerdem muss die Wohnung bis zum 
Tode des Erblassers von diesem selbst genutzt worden sein, es sei denn, er war aus zwingen-
den Gründen daran gehindert, z. B. wegen fortgeschrittenem Alters und Unterbringung in ei-
nem Pflegeheim.  
 
Eine weitere Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist die „unverzügliche“ Selbst-
nutzung durch den Erben. Bisher kam es immer auf die Umstände des Einzelfalls an, ob 



    

Steuerberaterin Gräber · Rathausstraße 21 · 10178 Berlin · Fon: +49 30 247 256 00 · www.steuerberaterin-berlin.com 

und innerhalb welchen Zeitraums eine unverzügliche Selbstnutzung anzunehmen ist. Diesen 
Zeitraum hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun durch ein Urteil vom 28.5.2019 auf 
sechs Monate eingegrenzt.  
 
Anmerkung: In seiner Entscheidung betont der BFH aber auch, dass die Selbstnutzung der 
Wohnung ausnahmsweise erst nach Ablauf von sechs Monaten als „unverzüglich“ gelten kann, 
wenn der Erwerber im Einzelfall darlegt und glaubhaft macht, zu welchem Zeitpunkt er sich 
zur Selbstnutzung der Wohnung für eigene Wohnzwecke entschlossen hat, aus welchen Grün-
den ein tatsächlicher Einzug in die Wohnung nicht früher möglich war und warum er diese 
Gründe nicht zu vertreten hat. Sollten Sie davon betroffen sein, lassen Sie sich unbedingt – 
zeitnah nach dem Erbfall – beraten! 
 
Bitte beachten Sie! Ferien- oder Wochenendwohnungen sind keine Familienheime und ge-
hören nicht zum steuerfreien Erbvermögen. 
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Für Gewerbetreibende / Freiberufler 
 
Anforderungen an Registrierkassen ab 1.1.2020 
 
Das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen ist seit dem 
28.12.2016 in Kraft. Danach unterliegen die Registrierkassen und PC-Kassensysteme, die von 
Unternehmen mit Bargeldeinnahmen genutzt werden, als vorgelagerte Systeme der Buchfüh-
rung denselben Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten wie die eigentlichen Buchfüh-
rungssysteme. Seit dem 1.1.2017 dürfen nur noch solche elektronischen Registrierkassen ver-
wendet werden, die eine komplette, dauerhafte Speicherung aller steuerlich relevanten Daten 
ermöglichen. Seit dem 1.1.2018 gibt es die sog. Kassen-Nachschau. 
 
Zum 1.1.2020 treten weitere verschärfende Auflagen für die elektronischen Kas-
sensysteme in Kraft. Dazu gehören insbesondere: 
 
• Pflicht zur zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung: Die elektronischen 

Aufzeichnungssysteme und die digitalen Aufzeichnungen müssen ab 1.1.2020 (mit einer 
Übergangsregelung bis zum 30.9.2020) mit einer zertifizierten technischen Sicherheitsein-
richtung (TSE) ausgestattet sein. Dazu gewährleistet das Sicherheitsmodul, dass alle Kas-
seneingaben mit Beginn des Aufzeichnungsvorgangs protokolliert und später nicht mehr 
unerkannt verändert werden können. Auf einem Speichermedium werden die Einzelauf-
zeichnungen für die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist gespeichert. Eine digitale 
Schnittstelle gewährleistet eine reibungslose Datenübertragung. 

• Belegausgabepflicht: Registrierkassen müssen in der Lage sein, für jeden einzelnen Ge-
schäftsvorfall einen Beleg auszustellen, entweder elektronisch oder in Papierform. Dazu wird 
die Pflicht zur Ausgabe von Quittungen an die Kunden eingeführt. Der Beleg muss in 
unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall erteilt werden. Den 
Kunden trifft nicht die Pflicht, den Beleg mitzunehmen. 

• Meldungspflicht an die Finanzverwaltung: Damit die Informationen zu den Registrier-
kassen der Finanzverwaltung schon bei der risikoorientierten Fallauswahl für Außenprüfun-
gen und bei der Prüfungsvorbereitung zur Verfügung stehen, muss der Nutzer, der elektro-
nische Aufzeichnungssysteme verwendet, innerhalb eines Monats nach Anschaffung oder 
Außerbetriebnahme des elektronischen Aufzeichnungssystems nach amtlichem Vordruck 
u. a. Art, Anzahl, Seriennummer und die Anschaffungsdaten der im jeweiligen Unternehmen 
eingesetzten elektronischen Aufzeichnungssysteme sowie die Art der zertifizierten techni-
schen Sicherheitseinrichtungen mitteilen. Steuerpflichtige, die ein elektronisches Auf-
zeichnungssystem vor dem 1.1.2020 angeschafft haben, müssen die Meldung bis 
zum 31.1.2020 abgeben.  

• Sanktionierung von Verstößen: Verstöße gegen die Verpflichtung zur ordnungsgemä-
ßen Nutzung der technischen Sicherheitseinrichtung können als Ordnungswidrigkeit mit ei-
ner Geldbuße von bis zu 25.000 € geahndet werden, unabhängig davon, ob ein steuerlicher 
Schaden entstanden ist.   

 
Bitte beachten Sie! Für Kassen, die nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 angeschafft 
wurden, die den Regelungen der Aufbewahrung digitaler Unterlagen entsprechen und nicht 
umgerüstet werden können, gilt eine Übergangsfrist bis zum 31.12.2022. 
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Übergangsfristen: Ab dem 1.1.2020 müssen die elektronischen Aufzeichnungssysteme und 
die digitalen Aufzeichnungen mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung ge-
schützt sein. Nachdem die Sicherheitseinrichtung bis zum Beginn des neuen Jahres aber vo-
raussichtlich noch nicht flächendeckend am Markt verfügbar sein wird, hat sich die Finanzver-
waltung mit einem Beschluss auf Bund-Länder-Ebene auf eine zeitlich befristete Nichtbean-
standungsregelung bis 30.9.2020 verständigt. Mit Schreiben vom 6.11.2019 teilt das Bun-
desfinanzministerium mit, dass auch von der Mitteilungspflicht an das Finanzamt zu den Kas-
sensystemen zunächst für eine noch nicht gennannte Frist abgesehen werden kann. 
 
 
Mindestlohn steigt ab 2020 weiter 
 
Am 20.11.2018 wurde die Zweite Mindestlohnanpassungsverordnung im Bundesgesetzblatt 
verkündet. Damit gilt seit dem 1.1.2019 ein bundeseinheitlicher gesetzlicher Mindestlohn von 
9,19 € brutto und ab dem 1.1.2020 von 9,35 € brutto. Ausnahmen gelten weiterhin z. B. 
für Auszubildende und Firmen mit Branchentarifverträgen. 
 
Aufzeichnungspflichten: Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum 
Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen 
und die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt auch für Entleiher, 
denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt. 
 
Minijobber: Bei Verträgen mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den Mindestlohn 
die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € überschritten wird. Solche Vereinbarungen müssten an-
gepasst werden, ansonsten wird der Minijob zum sozialversicherungspflichtigen Midijob oder 
es liegt ein Verstoß gegen das Mindestlohngesetz vor. 
 
Durch die Anhebung des Mindestlohns kann bei gleicher Stundenzahl auch die 450-€-Grenze 
überschritten werden. Bis 31.12.2018 konnten Minijobber monatlich rund 50 Stunden (450 / 
8,84 €) arbeiten, seit dem 1.1.2019 sind es nur noch rund 48 Stunden (450 / 9,19 € bzw. 450 / 
9,35 für 2020). 
 
 
Ausstellung und Aufbewahrung von „elektronischen“ Rechnungen 
 
Damit eine Rechnung zum Vorsteuer- bzw. Betriebsausgabenabzug zugelassen wird, muss sie 
strenge Anforderungen erfüllen. Rechnungen können auf Papier oder vorbehaltlich der Zustim-
mung des Empfängers elektronisch übermittelt werden. Eine elektronische Rechnung ist eine 
Rechnung, die in einem elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird. 
 
Das Umsatzsteuergesetz fordert die folgenden Angaben in einer Rechnung: 
• Name und (vollständige) Anschrift des Leistenden und des Leistungsempfängers 
• Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
• Rechnungsdatum 
• Rechnungsnummer (fortlaufend) 
• eindeutige, leicht prüfbare Beschreibung der Leistung/Lieferung 
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• Zeitpunkt der Leistung bzw. Lieferung (und der Vereinnahmung des Entgelts, wenn der 
Zeitpunkt feststeht) 

• Entgelt (aufgeschlüsselt nach Steuersätzen und evtl. Steuerbefreiungen) 
• Umsatzsteuersatz sowie den auf das Entgelt entfallenden Steuerbetrag oder Hinweis auf 

eine Steuerbefreiung 
• Hinweis auf die Aufbewahrungspflicht von zwei Jahren bei Bauleistungen für Privatpersonen 
• die Angabe „Gutschrift“ in den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungs-

empfänger. 
 
Aufbewahrungspflicht: Die Aufbewahrungsfrist beträgt bei einem Unternehmer in der Regel 
zehn Jahre. Besteht eine gesetzliche Pflicht zur Aufbewahrung von Rechnungen, sind elektro-
nische Rechnungen zwingend digital während der Dauer der Aufbewahrungsfrist auf einem 
Datenträger aufzubewahren, der keine Änderungen mehr zulässt. Hierzu gehören insbeson-
dere nur einmal beschreibbare CDs und DVDs. 
 
Bitte beachten Sie! Die immer kritischer werdenden Prüfun-gen durch die Finanzverwaltung 
zwingen zur akribischen Befolgung der Vorgaben und Aufbewahrungen. Die Aufbewahrung 
einer elektronischen Rechnung z. B. „nur“ als Papierausdruck ist nicht zulässig!  
 
Besteht eine Aufbewahrungspflicht bei Leistungen an Privatpersonen, z. B. bei Leistungen im 
Zusammenhang mit einem Grundstück, muss der Unternehmer den Leistungsempfänger in der 
Rechnung auf dessen Aufbewahrungspflicht hinweisen. Hierbei ist es ausreichend, wenn in der 
Rechnung ein allgemeiner Hinweis enthalten ist, dass eine Privatperson diese Rechnung, einen 
Zahlungsbeleg oder eine andere  beweiskräftige Unterlage zwei Jahre aufzubewahren hat. 
 
 
Pkw-Überlassung auch zur privaten Nutzung an Minijobber unüblich 
 
Ehegattenarbeitsverhältnisse sind in der Praxis üblich und können zu steuerlichen und sozial-
versicherungsrechtlichen Vorteilen führen. Sie müssen jedoch dafür dem sog. Fremdvergleich 
standhalten. 
 
Mit Urteil vom 27.9.2017 traf das Finanzgericht Köln (FG) eine für die Praxis überraschende 
Entscheidung. Danach ließ es die Kosten für einen Dienstwagen auch dann als Betriebsausga-
ben zu, wenn dieser dem Ehegatten im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nisses (Minijob) überlassen wird.  
 
Im entschiedenen Fall beschäftigte ein Unternehmer seine Ehefrau im Rahmen eines Minijobs 
als Büro-, Organisations- und Kurierkraft für 400 € monatlich. Er überließ ihr hierfür einen Pkw, 
den sie auch privat nutzen durfte. Der geldwerte Vorteil der privaten Nutzung wurde mit 1 % 
des Kfz-Listenneupreises (hier 385 €) monatlich angesetzt und vom Arbeitslohn der Ehefrau 
abgezogen (sog. Barlohnumwandlung). 
 
Das Urteil des FG landete erwartungsgemäß vor dem Bundesfinanzhof, der in seiner Entschei-
dung vom 10.10.2018 wie folgt Stellung nahm: Die Überlassung eines Dienstwagens zur un-
beschränkten und selbstbeteiligungsfreien Privatnutzung des Arbeitnehmers ist im Rahmen 
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eines geringfügigen – zwischen Ehegatten geschlossenen – Beschäftigungsverhältnisses nicht 
üblich und daher auch steuerlich nicht anzuerkennen. 
 
Ein Arbeitgeber wird bei die unternehmerische Gewinnerwartung einzubeziehender Betrach-
tungsweise nur dann bereit sein, einem Arbeitnehmer ein Firmenfahrzeug auch zur Privatnut-
zung zur Verfügung zu stellen, wenn nach einer überschlägigen, vorsichtigen Kalkulation der 
sich für ihn hieraus ergebende tatsächliche Kostenaufwand (u. a. auch Kraftstoff für Privat-
fahrten) zuzüglich des vertraglich vereinbarten Barlohns als wertangemessene Gegenleistung 
für die Zurverfügungstellung der Arbeitskraft anzusehen ist. 
 
Je geringer der Gesamtvergütungsanspruch des Arbeitnehmers ist, desto eher erreicht der 
Arbeitgeber die Risikoschwelle, nach der sich wegen einer nicht abschätzbaren intensiven Pri-
vatnutzung die Fahrzeugüberlassung als nicht mehr wirtschaftlich erweist.  
 
 
Verkaufserlös eines nur zu 25 % betrieblich genutzten Pkw 
 
Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ist ein Urteil des Sächsischen Finanzgerichts (FG) anhängig, 
das über die steuerliche Behandlung des Erlöses aus dem Verkauf eines im Betriebsvermögen 
befindlichen Pkws, der nur zu 25 % betrieblich genutzt wurde, zuungunsten des Steuerpflich-
tigen entschieden hat. 
 
Es ging um die Frage, in welcher Höhe der Verkaufserlös eines Pkw, den ein Freiberufler zu 75 
% privat genutzt hat, zu versteuern ist. Danach kann der Pkw, der zu mindestens 10 % be-
trieblich genutzt wird, als sog. gewillkürtes Betriebsvermögen behandelt werden, wenn seine 
Zuordnung zeitnah dokumentiert wird. Ist dies der Fall, geht das FG davon aus, dass der Pkw 
zu 100 % zum Betriebsvermögen gehört und der Erlös des Fahrzeugs auch in gleicher Höhe 
zu versteuern ist. 
 
Anmerkung: Die Zulassung der sog. Nichtzulassungsbeschwerde durch den BFH, die dort 
unter dem Aktenzeichen VIII R 9/18 anhängig ist, lässt die Fachwelt jedoch aufhorchen. Grund-
sätzlich wird das Urteil als mit der Rechtsprechung des BFH konform gehend angesehen. Die 
Gründe für die Zulassung zum BFH sind daher unklar. Deshalb ist es ratsam, Steuerbescheide 
in gleich gelagerten Fällen durch Einspruch offen zu halten, bis eine endgültige Entscheidung 
durch den BFH getroffen wird, ob die Veräußerung eines im gewillkürten Betriebsvermögen 
gehaltenen Pkws in vollem Umfang oder nur anteilig der Besteuerung unterliegt. 
 
 
Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € durch Krankenvertretung 
 
Grundsätzlich ist der Verdienst eines Minijobbers auf 450 € im Monat bzw. 5.400 € im Jahr 
begrenzt. In der Praxis ergeben sich aber Fälle, in denen Minijobber - aufgrund von z. B. 
Krankheitsvertretung - mehr leisten müssen und dadurch die 450-€-Grenze überschreiten. 
 
Ob diese Überschreitung des Minijobs schädlich ist, hängt davon ab, ob die Verdienstgrenze 
nur gelegentlich und nicht vorhersehbar überschritten wird. Danach gilt: Wird die Verdienst-
grenze gelegentlich und nicht vorhersehbar überschritten, bleibt die Tätigkeit ein Minijob. 
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Als gelegentlich gilt die Zahlung eines höheren Verdienstes für maximal drei Kalendermonate 
in einem 12-Monats-Zeitraum. In solchen Ausnahmefällen darf der Jahresverdienst auch mehr 
als 5.400 € betragen. Dabei spielt es keine Rolle, ob der höhere Verdienst drei Monate hinter-
einander oder in drei einzelnen Monaten verteilt über den 12-Monats-Zeitraum erzielt wird. 
Werden Krankheitsvertretungen in mehr als drei Kalendermonaten übernommen, wäre die Be-
schäftigung kein Minijob mehr. 
 
 
Änderung bei Minijobbern auf Abruf 
 
Durch das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (Teilzeit- und Befristungs-
gesetz – TzBfG) wurde die gesetzliche Vermutung zur wöchentlich vereinbarten Arbeitszeit seit 
dem 1.1.2019 von 10 auf 20 Stunden erhöht, wenn keine eindeutige Regelung dazu getroffen 
wurde. Diese Änderung hat gravierende Auswirkungen insbesondere auf „Minijobber auf Ab-
ruf“. 
 
Beispiel: Die Arbeitszeit für einen Minijobber wurde vom Arbeitgeber  nicht festgelegt. 
 
• Bis 31.12.2018: Bei einem (Mindest-)Stundenlohn von 8,84 € und einer 10-Stunden-Wo-

che kam bei einem Wochenfaktor von 4,33 Wochen pro Monat eine Vergütung in Höhe 
382,77 € zum Tragen. Die 450-€-Grenze wurde nicht überschritten. 

 
• Seit 1.1.2019: Unter Zugrundelegung des derzeitigen Mindestlohns von 9,19 € sowie einer 

(vermuteten) Arbeitszeit von 20 Stunden je Woche kommt bei einem Wochenfaktor von 
4,33 Wochen pro Monat 795,85 € zum Tragen. Dadurch wird die 450-€-Grenze überschritten 
und der Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig.  

 
Anmerkung: Arbeitsverträge mit Minijobbern mit Abrufarbeit ohne Angaben von Arbeitszeiten 
sollten zwingend zeitnah überprüft und angepasst werden!  
 
 
Besonderheiten bei Verträgen mit nahen Angehörigen 
 
Zum Jahresende hin werden häufig Verträge neu abgeschlossen oder an geschäftliche oder 
gesetzliche Veränderungen angepasst, die ab dem nächsten Jahr greifen sollen. Hier gilt zu 
beachten, dass Verträge zwischen Unternehmer oder Personengesellschafter und deren nahen 
Angehörigen grundsätzlich im Fokus der Finanzverwaltung stehen.  
 
Das können Mietverträge über die Nutzung von Grundstücken, Gebäuden oder Gegenständen 
oder aber auch Kauf-, Darlehens- oder Schenkungsverträge sein. Unter bestimmten Voraus-
setzungen kann es zu negativen steuerlichen Folgen für die Beteiligten kommen, wenn der 
Vertrag nicht ordnungsgemäß – also wie unter fremden Dritten – abgeschlossen wurde. 
 
In einem vom Finanzgericht Münster (FG) am 5.9.2019 entschiedenen Fall lag ein Mietvertrag 
über die Nutzung von Geschäftsräumen zwischen einer Personengesellschaft und der Ehefrau 
eines Gesellschafters vor, der zu 50 % beteiligt ist. Tatsächlich wurde aber zusätzlich noch ein 
weiterer Raum unentgeltlich an die Personengesellschaft überlassen.  
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Nach einer Betriebsprüfung gelangte das Finanzamt zu der Überzeugung, dass es sich bei den 
Räumlichkeiten um ein häusliches Arbeitszimmer handelt und qualifizierte die Mietzahlungen 
zu nicht abzugsfähigen Betriebsausgaben um. 
 
Das FG folgte der Auffassung des Finanzamts. Verträge zwischen einer Gesellschaft und deren 
Gesellschaftern bzw. Angehörigen des beherrschenden Gesellschafters müssen grundsätzlich 
auf ihre Fremdüblichkeit geprüft werden. Das heißt, dass der Vertrag so abgeschlossen wurde, 
wie er zwischen Fremden abgeschlossen worden wäre. Im entschiedenen Fall hat die Gesell-
schaft mehr Räume zur Verfügung gehabt, als vertraglich vereinbart wurde. Eine solche Kons-
tellation wäre unter Fremden nicht eingetreten. 
 
Bitte beachten Sie! Geprüft werden Verträge auch auf das vereinbarte Entgelt und sonstige 
Vorteile, die einer der beiden Parteien unberechtigterweise zugutekommen könnte. Das gilt 
nicht nur für Mietverträge, sondern auch für Kauf-, Darlehens- oder Schenkungsverträge. Las-
sen Sie sich in solchen Fällen immer beraten, um steuerliche Fehler zu verhindern, die nach-
träglich nicht mehr rückgängig zu machen sind! 
 
 
Neuerung bei der Gesundheitsförderung von Arbeitnehmern 
 
Immer mehr Arbeitnehmer sehen sich mit beruflichen Anforderungen wie ständiger Erreich-
barkeit, wachsendem Leistungsdruck und neuen Formen der Arbeit konfrontiert, die eine stetig 
hohe Leistungsfähigkeit erfordern. Um diese Leistungsfähigkeit und den allgemeinen Gesund-
heitszustand zu erhalten und zu verbessern, können Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer durch eine 
betriebliche Gesundheitsförderung bis zu einer Höhe von 500 € im Jahr steuerfrei unterstützen. 
 
Zum 1.1.2019 wurde die Regelung zur Steuerbefreiung verschärft. Von der Steuer sind jetzt 
nur noch Maßnahmen mit Zertifizierung durch das Sozialgesetzbuch befreit. Diese 
war früher keine Voraussetzung für die Steuerbefreiung bei der betrieblichen Gesundheitsför-
derung. 
 
Für Maßnahmen, die bereits vor dem 1.1.2019 begonnen haben und keine Zertifizierung vor-
weisen, wurde eine Übergangsregelung getroffen. Für diese Maßnahmen ist die Zertifizierung 
zur Erlangung der Steuerbefreiung erstmals maßgeblich für Sachbezüge, die ab dem 
31.12.2019 gewährt werden. 
 
Anmerkung: Mit dem III. Bürokratieentlastungsgesetz will der Gesetzgeber den Betrag von 
500 € auf 600 € anheben. 
 
 
Schätzung von Einkünften aus Gewerbebetrieb bei ungeklärtem Geldzuwachs 
 
Nach der Abgabenordnung sind Besteuerungsgrundlagen zu schätzen, soweit sie nicht zu er-
mitteln sind. Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung von Bedeu-
tung sind. Zu schätzen ist u. a. dann, wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen des 
Steuerpflichtigen der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden. Letzteres ist dann der Fall, 
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wenn Anlass besteht, die sachliche Richtigkeit der Buchführung oder der Aufzeichnungen zu 
beanstanden.  
 
Um eine sachliche Unrichtigkeit der Aufzeichnungen zu rechtfertigen, kann auch eine „Geld-
verkehrsrechnung“ durchgeführt werden. Die Rechenmethode beruht auf der Tatsache, dass 
in einem bestimmten Zeitraum nicht mehr Mittel verausgabt werden können, als vorhanden 
sind; die Einnahmen einschließlich etwa vorhandener Bestände müssen die Ausgaben decken. 
Übersteigen die Ausgaben die zur Verfügung stehenden Mittel oder liegt ein ungeklärter Ver-
mögenszuwachs vor, so rechtfertigt dies grundsätzlich die Annahme, dass die Fehlbeträge aus 
unversteuerten, jedoch steuerpflichtigen Einnahmen stammen.  
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 9.5.2018 rechtfertigt ein un-
geklärter Geldzuwachs im Privatvermögen oder eine ungeklärte Einlage in das Betriebsvermö-
gen – auch bei einer formell ordnungsmäßigen Buchführung – die Annahme, dass höhere Be-
triebseinnahmen erzielt und höhere Privatentnahmen getätigt als gebucht wurden. Zeigt sich, 
dass höhere Einkünfte erzielt worden sind, ist die Buchführung sachlich unrichtig, sodass ein 
eigenständiger Schätzungsgrund und ein ausreichend sicherer Anhalt für die Höhe der Zu-
schätzung gegeben sind. 
 
 
Abgrenzung zwischen Gewerbebetrieb und selbstständiger Tätigkeit 
 
Ist nicht durch Gesetz oder Rechtsprechung festgelegt, ob ein bestimmter Beruf zu den selbst-
ständigen oder gewerblichen Einkünften gehört, so ist die Abgrenzung für den jeweiligen Ein-
zelfall durchzuführen. Maßgebend ist dabei, welche Tätigkeit hauptsächlich ausgeführt wird 
und welche Position der ausführende Unternehmer übernimmt. 
 
Die Entscheidung, ob bei Prüfingenieuren Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder aus selbststän-
diger Tätigkeit vorliegen, hatte auch der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 
14.5.2019 zu treffen. Im entschiedenen Fall bestand eine GbR aus Gesellschaftern, welche 
allesamt als Prüfingenieure tätig waren. Die angefallenen Haupt- und Abgasuntersuchungen 
wurden jedoch hauptsächlich von den Angestellten der GbR ausgeführt. Finanzamt und BFH 
qualifizierten die Einkünfte der GbR aus diesem Grund als Einkünfte aus Gewerbebetrieb und 
somit als gewerbesteuerpflichtig. 
 
Grundsätzlich hatte der BFH bereits zuvor festgelegt, dass Prüfingenieure, welche Hauptunter-
suchungen und Sicherheitsprüfungen durchführen, Einkünfte aus selbstständiger/freiberufli-
cher Tätigkeit erzielen. Allerdings müssen sie dafür in leitender Position und eigen-
verantwortlich auftreten. Das gilt für alle freiberuflichen Unternehmer, da die Tä-
tigkeit sonst nicht als selbstständig gilt, sondern als gewerblich.  
 
Anmerkung: Bei der Ausübung einer selbstständigen Arbeit besteht immer die Möglichkeit 
sich fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte zu bedienen. Jedoch muss die ausgeführte Leistung 
dem Unternehmer zuzurechnen sein.  
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Veräußerung einer freiberuflichen Einzelpraxis nicht immer steuerlich begünstigt 
 
Zu den Einkünften aus selbstständiger Arbeit gehört auch der Gewinn aus der Veräußerung 
des ganzen Vermögens, das der selbstständigen Arbeit dient. Für diesen Veräußerungsgewinn 
sieht das Einkommensteuergesetz eine Tarifbegünstigung vor. 
 
Die steuerbegünstigte Veräußerung einer Praxis setzt voraus, dass der Steuerpflichtige die für 
die Ausübung der selbstständigen Tätigkeit wesentlichen vermögensmäßigen Grundlagen ent-
geltlich und definitiv auf einen anderen überträgt. Hierzu gehören insbesondere die immateri-
ellen Wirtschaftsgüter der Praxis wie Patienten- oder Mandantenstamm bzw. Praxiswert. Zu-
sätzlich muss der Veräußerer seine freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen örtlichen Wir-
kungskreis wenigstens für eine gewisse Zeit einstellen. 
 
Die „definitive“ Übertragung des Patienten- bzw. Mandantenstamms lässt sich i. d. R. erst nach 
einem gewissen Zeitablauf abschließend beurteilen. Nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs vom 21.8.2018 führt eine Zeitspanne von 22 Monaten bis zur Wiedereröffnung 
der Einzelpraxis nicht zu einer definitiven Übertragung des Patienten- bzw. Mandantenstammes 
auf den Erwerber. Damit kommt es auch nicht zu einer tarifbegünstigten Praxisveräußerung. 
 
Neben der Dauer der Einstellung der freiberuflichen Tätigkeit ist u. a. die räumliche Entfernung 
einer wieder aufgenommenen Berufstätigkeit zur veräußerten Praxis von Bedeutung. Des Wei-
teren sind die Vergleichbarkeit der Betätigungen, die Art und Struktur der Mandate, eine zwi-
schenzeitliche Tätigkeit des Veräußerers als Arbeitnehmer oder freier Mitarbeiter des Erwerbers 
sowie die Nutzungsdauer des erworbenen Praxiswerts zu berücksichtigen.  
 
 
Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstands/Gebäudes zum Unternehmen 
 
Die Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstands zum Unternehmen – mit entsprechen-
der Vorsteuerabzugsberechtigung – erfordert eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuord-
nungsentscheidung, die zeitnah zu dokumentieren ist.  
 
Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuordnungsentschei-
dung spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklä-
rung für das Jahr, in das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann. Eine 
zeitnahe Dokumentation kann gegenüber dem zuständigen Finanzamt erfolgen. Der letzt-
mögliche Zeitpunkt hierfür war bis 2018 der 31. Mai des Folgejahres. Nachdem die 
gesetzliche Abgabefrist für Steuererklärungen aber um zwei Monate verlängert 
worden ist, gilt nun der 31. Juli des Folgejahres. Eine frühere Zuordnung im Rah-
men einer USt-Voranmeldung ist natürlich ebenfalls möglich. 
 
Bitte beachten Sie! Von dieser Regelung sind z. B. Pkw, Gebäude und Photovoltaikanlagen 
betroffen. 
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Erstattungszinsen wegen unzutreffender Rechtsanwendung bei der Umsatzbe-
steuerung von Bauträgern 
 
Die Finanzverwaltung ist über einen mehrjährigen Zeitraum bis zum Februar 2014 davon aus-
gegangen, dass „Bauträger“ Steuerschuldner für die von ihnen bezogenen Bauleistungen sind. 
Diese Verwaltungspraxis hatte der Bundesfinanzhof (BFH) mit seinem Urteil vom 22.8.2013 
verworfen. Der Gesetzgeber hat hierauf im Jahr 2014 mit einer Neuregelung reagiert, die seit-
dem die Steuerschuldnerschaft im Baubereich eindeutig regelt. Zudem wurde der Vertrauens-
schutz beim Bauunternehmer für die Vergangenheit gesetzlich eingeschränkt. 
 
Nicht geklärt war hingegen, inwieweit die Finanzverwaltung zur Verhinderung von Steueraus-
fällen, die in einstelliger Milliardenhöhe befürchtet werden, berechtigt ist, Erstattungsverlangen 
der Bauträger für Leistungsbezüge bis zum Februar 2014 nur nachzukommen, wenn der Bau-
träger Umsatzsteuer an den leistenden Bauunternehmer nachzahlt oder für die Finanzverwal-
tung eine Aufrechnungsmöglichkeit gegen den Bauträger besteht.  
 
Auch hier hat der BFH mit seiner Entscheidung vom 27.9.2018 diese Einschränkungen als 
rechtswidrig angesehen. Ist ein Bauträger demnach rechtsirrig davon ausgegangen, als Leis-
tungsempfänger Steuerschuldner für von ihm bezogene Bauleistungen zu sein, kann er das 
Entfallen dieser rechtswidrigen Besteuerung „ohne Einschränkung“ geltend machen. Hier hat 
die Finanzverwaltung bereits mit Schreiben vom 24.1.2019 reagiert und die ursprünglich be-
stehende Anweisung zurückgenommen. 
 
Anmerkung: In den am 10.1.2019 angesetzten mündlichen Verhandlungen vor dem BFH zu 
drei Verfahren betreffend „Verzinsung von Steuererstattungen“ nahm die Finanzverwaltung die 
Revisionen zurück. Dadurch werden die Urteile der  Vorinstanz rechtskräftig, die den Bauträ-
gern einen Zinsanspruch zubilligen. Bauträger können demnach mit einer Auszahlung der Er-
stattungszinsen rechnen.  
 
 
A1-Bescheinigungen für Auslandsaufenthalte elektronisch anfordern 
 
Arbeitgeber sind gesetzlich verpflichtet, jede grenzüberschreitende Tätigkeit ihrer Mitarbeiter 
innerhalb der EU/EWR und der Schweiz beim zuständigen Versicherungsträger anzuzeigen. 
Dies bedeutet, dass für jede noch so kurze grenzüberschreitende Dienstreise ab dem ersten 
Tag eine A1-Bescheinigung erforderlich ist.  Das Entsendeformular A1 bescheinigt, welches 
Sozialsystem für einen Versicherten zuständig ist. 
 
Seit dem 1.1.2019 ist das elektronische Antrags- und Bescheinigungsverfahren 
über A1-Vordrucke verpflichtend. Für Arbeitgeber/Selbstständige gilt die elektronische An-
tragsregelung in begründeten Einzelfällen erst ab 1.7.2019.  
 
Die Anträge für gesetzlich Versicherte müssen bei der gesetzlichen Krankenkasse gestellt und 
das Original dieser Bescheinigung bei ihren beruflichen Aufenthalten im Ausland mitgeführt 
werden. Privatversicherte müssen den Antrag beim zuständigen Rentenversicherungsträger 
stellen. 
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Bitte beachten Sie! Eine Entsendung liegt nicht nur in den Fällen vor, in denen der Mitarbei-
ter für eine Dienstreise zur Durchführung eines Projekts im Ausland eingesetzt wird. Auch eine 
nur kurzzeitige Teilnahme an Messen, Meetings, Konferenzen oder Seminaren, d. h. jeder be-
rufliche Grenzübertritt, erfordert die Mitführung einer A1-Bescheinigung.  
 
 
EuGH verpflichtet Mitgliedstaaten zur Zeiterfassung von Arbeitnehmern 
 
Mit den Neuregelungen des Tarifautonomiegesetzes wurden Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum 
Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen 
und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. 
 
Die Aufzeichnungspflicht gilt – unter weiteren Voraussetzungen – für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, im Personenbeförderungs-, im Spe-
ditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe, im Schaustellergewerbe, bei Un-
ternehmen der Forstwirtschaft, im Gebäudereinigungsgewerbe, bei Unternehmen, die sich am 
Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen, sowie in der Fleischwirtschaft. Sie 
besteht auch für alle geringfügig Beschäftigten! Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten 
sind davon ausgenommen. 
 
In seinem Urteil vom 14.5.2019 hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) nunmehr darüber 
zu entscheiden, ob die Mitgliedsstaaten alle Arbeitgeber zur Zeiterfassung und dem folgend 
zur Aufzeichnung der geleisteten Stunden verpflichten müssen. Darin stellt er fest, dass ohne 
ein System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers gemessen werden 
kann, weder die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl 
der Überstunden objektiv und verlässlich ermittelt werden kann, sodass es für die Arbeitneh-
mer äußerst schwierig oder gar praktisch unmöglich ist, ihre Rechte durchzusetzen. Daher 
müssen die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber verpflichten, ein objektives, verlässliches und zu-
gängliches System einzurichten, mit dem die von einem Arbeitnehmer geleistete tägliche Ar-
beitszeit gemessen werden kann. 
 
Anmerkung: Das EuGH-Urteil enthält viel Brisanz. Nunmehr stellt sich die Frage, ob, und 
wenn ja, ab wann der deutsche Gesetzgeber auf dieses Urteil reagiert und wie er es umsetzen 
wird. Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer würde es auf jeden Fall noch mehr Bürokratie und 
einen Rückschritt für viele Arbeitszeitmodelle bedeuten. 
 
 
Neues zum Urlaubsrecht 
 
Ein Arbeitnehmer darf seine erworbenen Ansprüche auf bezahlten Jahresurlaub nicht automa-
tisch deshalb verlieren, weil er keinen Urlaub beantragt hat. Zu dieser Entscheidung kam der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) mit seinen Urteilen vom 6.11.2018. Diese Auffassung bestä-
tigte das Bundesarbeitsgericht in seiner Entscheidung vom 19.2.2019. 
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Weist der Arbeitgeber jedoch nach, dass der Arbeitnehmer aus freien Stücken und in voller 
Kenntnis der Sachlage darauf verzichtet hat, seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, nach-
dem er in die Lage versetzt worden war, seinen Urlaubsanspruch tatsächlich wahrzunehmen, 
steht das Unionsrecht dem Verlust dieses Anspruchs und – bei Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses – dem entsprechenden Wegfall einer finanziellen Vergütung nicht entgegen. Die Be-
weislast liegt beim Arbeitgeber.  
 
Die EuGH-Richter entschieden auch, dass der Anspruch eines verstorbenen Arbeitnehmers auf 
eine finanzielle Vergütung für nicht genommenen bezahlten Jahresurlaub im Wege der Erbfolge 
auch auf seine Erben übergehen kann. Somit können die Erben von dessen ehemaligem Ar-
beitgeber eine finanzielle Vergütung für den von dem Arbeitnehmer nicht genommenen be-
zahlten Jahresurlaub verlangen. 
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Für die GmbH und deren Geschäftsführer 
 
Steuerliche Anerkennung von Zeitwertkonten-Modellen bei GmbH-Geschäftsfüh-
rern 
 
Mit Schreiben vom 8.8.2019 äußert sich das Bundesfinanzministerium zur zukünftigen steuer-
lichen Behandlung von Zeitwertkonten-Modellen von Organschaften, das in allen offenen Fällen 
angewendet werden soll. Danach sind Vereinbarungen über die Einrichtung von Zeitwertkon-
ten bei Arbeitnehmern, die zugleich als Organ einer Körperschaft bestellt sind – z. B. bei Ge-
schäftsführern einer GmbH – lohn-/einkommensteuerlich grundsätzlich anzuerkennen, wenn 
der Arbeitnehmer nicht an der Körperschaft beteiligt ist (z. B. Fremd-Geschäftsführer). 
 
Ist der Arbeitnehmer an der Körperschaft beteiligt, beherrscht diese aber nicht (z. B. Minder-
heits-Gesellschafter-Geschäftsführer), ist zu prüfen, ob eine verdeckte Gewinnausschüttung 
vorliegt. Ist dies nicht der Fall, sind Vereinbarungen über die Einrichtung von Zeitwertkonten 
lohn-/einkommensteuerlich grundsätzlich anzuerkennen. 
 
Ist der Arbeitnehmer an der Körperschaft beteiligt und beherrscht diese, liegt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vor. Vereinbarungen über die Einrichtung von Zeitwertkonten werden 
dann lohn-/einkommensteuerlich von der Finanzverwaltung nicht anerkannt. 
 
Der Erwerb einer Organstellung hat keinen (negativen) Einfluss auf das bis zu diesem Zeitpunkt 
aufgebaute Guthaben eines Zeitwertkontos. Nach Erwerb der Organstellung ist hinsichtlich der 
weiteren Zuführungen zu dem Konto eine verdeckte Gewinnausschüttung zu prüfen. Nach Be-
endigung der Organstellung und Fortbestehen des Dienstverhältnisses kann der Arbeitnehmer 
das Guthaben entsprechend weiter aufbauen oder das Guthaben für Zwecke der Freistellung 
verwenden. 
 
 
Verdeckte Gewinnausschüttung durch Beraterhonorare 
 
Eine sog. verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) liegt vor, wenn bei einer Kapitalgesellschaft 
eine Vermögensminderung (verhinderte Vermögensmehrung) vorgenommen wird, die durch 
das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist und in keinem Zusammenhang zu einer offenen Aus-
schüttung steht.  
 
I. d. R. wird die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis dann angenommen, wenn die 
Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter oder an eine ihm nahestehende Person einen Vermö-
gensvorteil zuwendet, den sie bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissen-
haften Geschäftsleiters einem Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte.  
 
Ist der begünstigte Gesellschafter ein beherrschender, so kann eine vGA auch dann anzuneh-
men sein, wenn die Kapitalgesellschaft eine Leistung an ihn oder einen nahen Angehörigen 
erbringt, für die es an einer klaren, im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tat-
sächlich durchgeführten Vereinbarung fehlt – diese also einem sog. „Fremdvergleich“ nicht 
standhält.  
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Eine Vereinbarung über Beraterhonorare, die angesichts der umfänglichen wie unbestimmten 
Beschreibung der zu erbringenden Beratungsleistungen weder das „Ob“ noch das „Wie“ bzw. 
„Wann“ der vertraglichen Leistungserbringung bestimmen lässt, hält nach einer Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs vom 12.9.2018 einem steuerrechtlichen Fremdvergleich nicht stand. Die 
Leistungen sind als vGA zu qualifizieren. 
 
Im entschiedenen Fall war den vertraglichen Vereinbarungen kein Zeitpunkt zu entnehmen, 
bis zu dem ein „vertraglich vereinbarter Erfolg“ („Errichtung eines Rechnungswesens mit Lohn- 
und Finanzbuchhaltung, Kostenrechnung und einer DV-gestützten Materialwirtschaft“) einge-
treten sein sollte. Hieraus wurde der Schluss gezogen, dass ein ordentlicher und gewissenhaf-
ter Geschäftsleiter eine derart unkonkrete Vereinbarung mit einem Dritten, der nicht Gesell-
schafter ist, auch angesichts der sich hieraus ergebenden beträchtlichen finanziellen Verpflich-
tungen der GmbH, nicht getroffen hätte.  
 
 
Auswirkung von Hinzuschätzungen bei Kapitalgesellschaften 
 
Bei Prüfungen von Betrieben durch das Finanzamt sind Hinzuschätzungen nichts Ungewöhnli-
ches. Diese erfolgen häufig dann, wenn bei den Betrieben Mängel bei der Kassen- oder Buch-
führung festgestellt wurden. Im Wege der Hinzuschätzung sind mehrere Methoden und damit 
verbundene Auswirkungen möglich. Bei Kapitalgesellschaften ist dabei stets zusätzlich noch zu 
klären, ob die Hinzuschätzung eine verdeckte Gewinnausschüttung für den Gesellschafter dar-
stellt. Diese Frage hat der Bundesfinanzhof nun in einem Urteil vom 12.6.2018 beantwortet. 
 
Kommt es bei einer Kapitalgesellschaft zu einer Hinzuschätzung, so ist auf Ebene des Gesell-
schafters im Zweifel von einer verdeckten Gewinnausschüttung auszugehen. Eine verdeckte 
Gewinnausschüttung liegt vor, wenn dem Gesellschafter durch die Gesellschaft ein Vorteil zu-
gewandt wird, der mit einer verhinderten Vermögensmehrung oder einer Vermögensminde-
rung einhergeht. Die sog. objektive Feststellungslast, dass dem Gesellschafter tatsächlich solch 
ein Vorteil zugewandt worden ist, liegt grundsätzlich beim Finanzamt. Dieses muss den angeb-
lich entstandenen Vorteil nachweisen.  
 
In dem entschiedenen Fall konnte der Verbleib von Betriebseinnahmen nicht geklärt werden. 
Damit erfolgt eine Umkehr der objektiven Feststellungslast. Der Gesellschafter hat nun nach-
zuweisen, dass ihm kein Geld zugegangen ist oder dieses nicht durch das Gesellschaftsverhält-
nis veranlasst ist. Nachdem auch durch das Mitwirken des Gesellschafters der Verbleib der 
Betriebseinnahmen nicht geklärt werden konnte, war bei der Hinzuschätzung von einer ver-
deckten Gewinnausschüttung gegenüber dem Gesellschafter auszugehen. 
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Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 
 
Weihnachts-/Betriebsfeier 
 
Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen wie „Weihnachtsfeiern“ bleiben bis zu einem Betrag 
in Höhe von 110 € steuerfrei, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung und Arbeitnehmer 
überschritten wird. Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und sozialversicherungs-
pflichtig.  
 
Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen des Arbeitgebers einschließlich Umsatz-
steuer unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern zurechenbar sind oder ob es sich 
um den rechnerischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeit-
geber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet. 
 
Beispiel: Die Aufwendungen für eine Betriebsveranstaltung betragen 10.000 €. Der Teilneh-
merkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern zusammen, von denen 25 von je einer Person be-
gleitet werden. Die Aufwendungen sind auf 100 Personen zu verteilen, sodass auf jede Person 
ein geldwerter Vorteil von 100 € entfällt.  
 
Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeitneh-
mer zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer haben somit einen geldwerten Vorteil von 100 €, der den 
Freibetrag von 110 € nicht übersteigt und daher nicht steuerpflichtig ist. Bei 25 Arbeitnehmern 
beträgt der geldwerte Vorteil 200 €. Nach Abzug des Freibetrags von 110 € ergibt sich für diese 
Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. Er bleibt dann sozial-
versicherungsfrei, wenn ihn der Arbeitgeber mit 25 % pauschal besteuert.  
 
Ungeklärt war in diesem Zusammenhang, wie mit Absagen von Kollegen zu verfahren ist, die 
an der Feier nicht teilnehmen können, für die die Kosten aber dennoch angefallen sind. Dazu 
äußert sich das Finanzgericht Köln (FG) in seiner Entscheidung vom 27.6.2018 zugunsten der 
Steuerpflichtigen. Danach gehen Absagen von Kollegen anlässlich einer Betriebsveranstaltung 
steuerrechtlich nicht zulasten der tatsächlich Feiernden.  
 
Anmerkung: Mit seinem Urteil stellte sich das FG ausdrücklich gegen eine bundeseinheitliche 
Anweisung des Bundesfinanzministeriums. Das FG hat die zugelassene Revision beim Bundes-
finanzhof in München eingelegt, die unter dem Aktenzeichen VI R 31/18 geführt wird. Insofern 
ist dieser Sachverhalt noch nicht endgültig geklärt. 
 
Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Weihnachts-/Betriebsveranstaltung liegt nur dann vor, 
wenn sie allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine 
Betriebsveranstaltung wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen 
jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen Veranstaltung kommt es nicht an. 
Demnach können auch mehrtägige Betriebsveranstaltungen begünstigt sein. 
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Umsatzsteuerliche Behandlung von Weihnachts-/Betriebsveranstaltungen 
 
Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebsveranstaltungen, insbesondere die Ersetzung der ehe-
maligen lohnsteuerlichen Freigrenze durch einen Freibetrag, haben grundsätzlich keine Aus-
wirkungen auf die umsatzsteuerrechtlichen Regelungen. 
 
Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und wie die Kosten, die auf den einzelnen Arbeitnehmer 
entfallen, zu berechnen sind, bestimmt sich nach den lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen. 
Übersteigt der Betrag, der auf den einzelnen Arbeitnehmer entfällt, pro Veranstaltung die 
Grenze von 110 € einschließlich Umsatzsteuer, ist von einer überwiegend durch den privaten 
Bedarf des Arbeitnehmers veranlassten unentgeltlichen Zuwendung auszugehen. Ein Vorsteu-
erabzug ist nicht möglich. 
 
Anmerkung: Das Bundesfinanzministerium stellte bereits in einem Schreiben vom 19.4.2016 
fest, dass Zuwendungen im Rahmen von Betriebsveranstaltungen im Ergebnis nicht zum Teil 
unternehmerisch und zum Teil nicht unternehmerisch veranlasst sein können. Eine Aufteilung 
der Kosten ist demnach nicht zulässig. Diese negative Sichtweise des Ministeriums ist jedoch 
gerichtlich noch nicht überprüft. 
 
 
Geschenke an Geschäftsfreunde 
 
Steuerpflichtige bedanken sich i. d. R. für die gute Zusammenarbeit am Jahresende bei ihren 
Geschäftspartnern mit kleinen Geschenken. Solche „Sachzuwendungen“ an Personen, die nicht 
Arbeitnehmer des Unternehmers sind – also z. B.  Kunden, Geschäftsfreunde –, dürfen als 
Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und 
Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht 
übersteigen.  
 
Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke 
überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglichkeit 
in vollem Umfang.  
 
Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich um 
Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspflicht der Empfänger.  
 
Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit 
einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) ver-
steuern. Der Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Der Empfänger ist von 
der Steuerübernahme zu unterrichten.  
 
Geschenke an Geschäftsfreunde aus ganz persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit und 
Hochzeitsjubiläen, Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) im Wert bis 60 € müssen nicht pauschal 
besteuert werden. Das gilt auch für Geschenke an Arbeitnehmer (siehe folgenden Beitrag). 
Übersteigt der Wert für ein Geschenk an Geschäftsfreunde jedoch 35 €, ist es nicht als Be-
triebsausgabe absetzbar! 
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Geschenke an Arbeitnehmer 
 
Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) 
auch ein Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, kann er auch die besondere Pauschal-
besteuerung nutzen.  
 
Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) 
pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber 
kann die Aufwendungen als Betriebsausgaben ansetzen. 
 
 
Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistun-
gen in Anspruch nehmen 
 
Steuerpflichtige können für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Beschäftigungsverhält-
nissen und Dienstleistungen sowie Handwerkerleistungen steuerliche Vergünstigungen in An-
spruch nehmen. Dazu gehören: 
 

Kosten für: 
Gesamtansatz 

maximal 
Ersparnis 
maximal 

Haushaltsnahe Minijobs mit Haushaltsscheckverfahren 
(20 % von höchstens) 2.550 € 510 € 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen, Pflege- und Betreuungs-
leistungen, mit einer Hilfe im Haushalt vergleichbare Auf-
wendungen bei Unterbringung im Heim (20 % von 
höchstens)  20.000 € 4.000 € 

Handwerkerleistungen 
(20 % der Arbeitsleistung von höchstens)  6.000 € 1.200 € 

Gesamt: 28.550 € 5.710 € 
 
Eine allgemeine Anspruchsvoraussetzung für die Gewährung der Steuerermäßigung stellt die 
Leistungserbringung im Haushalt des Steuerpflichtigen dar.  
 
Der räumliche Bereich, in dem sich der Haushalt entfaltet, wird regelmäßig durch die Grund-
stücksgrenzen abgesteckt. Ausnahmsweise können auch Leistungen begünstigt sein, die jen-
seits dieser Grenzen auf fremdem Grund erbracht werden. 
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Eine weitere Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen ist, dass der Steuerpflichtige für die Aufwendun-
gen eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung 
erfolgt ist. 
 
Abschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
 
Mit dem Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rechteüberlassun-
gen wurden die Grenzen für selbstständig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten bestimmte Grenzen nicht überschrei-
ten – sog. geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) –, angehoben. Danach gilt seit 1.1.2018: 
 
Sofortabschreibung: GWG, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 800 € nicht über-
steigen, können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sofort abgeschrieben werden. Wird 
von dem Recht Gebrauch gemacht, sind GWG, die den Betrag von 250 € übersteigen, in einem 
laufenden Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese Angaben sind aus der Buchführung er-
sichtlich. Entscheidet sich der Unternehmer für die Sofortabschreibung der GWG unter 800 €, 
gelten für Wirtschaftsgüter über 800 € die allgemeinen Abschreibungsregelungen. 
 
Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglichkeit, GWG über 250 € und unter 1.000 € in 
einen jahresbezogenen Sammelposten einzustellen und über fünf Jahre abzuschreiben. Sie 
brauchen dann nicht in ein laufendes Verzeichnis aufgenommen zu werden. Auch Wirtschafts-
güter unter 250 € können in den Sammelposten aufgenommen werden und müssen nicht 
zwingend im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden. 
 
Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahlrecht für die Sofortabschreibung oder den 
Sammelposten für alle in einem Wirtschaftsjahr angeschafften Wirtschaftsgüter nur einheitlich 
ausgeübt werden kann.  
Der Bundesrat wollte in seiner Stellungnahme zum Jahressteuergesetzt 2019 die Wertgrenze 
von 800 € auf 1.000 € anheben. Damit sollte ein Vereinfachungseffekt erreicht werden, indem 
die Regelungen zur Bildung eines Sammelpostens hätte vollständig entfallen können. Der An-
trag wurde abgelehnt. 
 
 
Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen 
 
Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. 
Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 
Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden vier 
Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von 
insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der Unternehmer kann entscheiden, 
in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung beanspruchen will, und damit die 
Höhe des Gewinns steuern. 
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Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebsvermögensgrenzen betra-
gen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- und Forst-
wirtschaft 125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern beträgt 
100.000 €.  
 
 
Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen - wenn sinnvoll 
 
Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. 
der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößen-
merkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei der Sonderabschreibung) –, bis zu 40 % der voraus-
sichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd abziehen.  
 
Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjahren 200.000 € je 
Betrieb nicht übersteigen.  
 
Beispiel: Ein Unternehmer will in den nächsten drei Jahren für seinen Betrieb eine Maschine 
im Wert von netto 50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2019 einen Investitionsab-
zugsbetrag in Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch nehmen, der 
sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt.  
 
Schafft der Unternehmer nunmehr diese Maschine, für die er den Investitionsabzugsbetrag in 
Anspruch genommen hat, innerhalb der nächsten drei Jahre an, kann er die Bemessungs-
grundlage für die weiteren Abschreibungen und Sonderabschreibungen auf 30.000 € im An-
schaffungsjahr vermindern, um die erforderliche steuerliche Hinzurechnung auszugleichen. Zu-
sätzlich kann er eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 
ansetzen. 
 
Der Investitionsabzugsbetrag kann auch in Anspruch genommen werden, ohne dass dafür ein 
„bestimmtes“ Wirtschaftsgut angeschafft werden muss. Voraussetzung ist jedoch, dass der 
Steuerpflichtige die Summen der Abzugsbeträge und der hinzuzurechnenden oder rückgängig 
zu machenden Beträge nach amtlich vorgeschriebenen Datensätzen durch Datenfernübertra-
gung übermittelt. 
 
Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbetrags ist in dem Wirt-
schaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist, wenn die geplanten Investiti-
onen unterbleiben. Dafür werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zins-
aufwendungen! 
 
Investitionsabzugsbetrag nach Außenprüfung: Nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs vom 23.3.2016 darf ein Investitionsabzugsbetrag nicht allein deshalb versagt werden, 
weil der Antrag erst nach einer Außenprüfung gestellt wird. Die Steuervergünstigung kann 
danach zur Kompensation eines Steuermehrergebnisses der Außenprüfung eingesetzt werden. 
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Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw:  Die Gewährung eines 
Investitionsabzugsbetrags setzt u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, das be-
günstigte Wirtschaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder 
fast ausschließlich betrieblich zu nutzen (= betriebliche Nutzung zu mindestens 90 % im Jahr 
des Erwerbs und im Folgejahr).  
 
Unter diesen Voraussetzungen kann der Investitionsabzugsbetrag auch für einen Pkw in An-
spruch genommen werden. Der Nachweis der über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über 
ein Fahrtenbuch zu führen. 
 
Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt 
– dazu zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es sich um eine 100%ige 
betriebliche Nutzung.  
 
 
Belege weiter aufbewahren 
 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens will die Bundesregierung bei 
der Steuererklärung weitgehend ohne schriftliche Belege auskommen. Papierbelege – wie z. 
B. Spendenquittungen – müssen nicht mehr eingereicht, sondern nur noch aufbewahrt werden.  
 
Der Zuwendungsempfänger, z. B. ein gemeinnütziger Verein, kann die Zuwendungsbestäti-
gung aber auch elektronisch an das Finanzamt übermitteln, wenn ihn der Spender dazu be-
vollmächtigt.  
 
Die Änderungen gelten für alle Zuwendungen der Steuerpflichtigen, die dem Zuwendungsemp-
fänger nach 2016 zufließen. Für Einkommensteuererklärungen einschließlich des Jahres 2016 
sind die Belege nach wie vor einzureichen.  
 
Dazu gehören: 
 
• Steuerbescheinigungen für Kapitalertragsteuer 
• Steuerbescheinigungen für Kapitalerträge, bei der keine Kirchensteuer einbehalten wurde, 

obwohl Kirchensteuerpflicht besteht 
• Bescheinigungen über anrechenbare ausländische Steuern 
• Bescheinigungen über vermögenswirksame Leistungen 
• Nachweise der „Unterhaltsbedürftigkeit“ 
• Zuwendungsnachweise wie z. B. Spendenbescheinigungen 
 
Die erforderlichen Belege müssen ab dem Veranlagungsjahr 2017 zwar nicht mehr 
mit der Einkommensteuererklärung mitgesandt, jedoch jederzeit der Finanzver-
waltung bei Nachfragen zur Verfügung gestellt werden. Es entfällt nicht die „Auf-
bewahrungspflicht“! 
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Aufbewahrungsfristen 
 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintra-
gung in das Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der 
Lagebericht aufgestellt, der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt worden 
oder der Buchungsbeleg entstanden ist. Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unter-
lagen nach dem 31.12.2019 vernichtet werden:  
 
• Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, Bilan-zen, Rechnungen und Bu-

chungsbelege (Offene-Posten-Buchführung) – d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 
1.1.2010, Bilanzen und Inventare, die vor dem 1.1.2010 aufgestellt sind, sowie Belege 
mit Buchfunktion. 

 
• Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien 

von abgesandten Handels- und Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen 
und Lohnkonten, die vor dem 1.1.2014 entstanden sind. 

 
 
 
*   Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und soweit Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren anhängig sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

________________________________________________________________________________ 
 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Trotz sorgfältiger  
und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. Lassen Sie sich beraten! 
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